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Einleitung 

Die vorliegende Arbeit soll unter Berücksichtigung der nunmehr zugäng-
lichen Archivbestände für den gesamten Zeitraum von der Kapitulation bis 
zur Wiedererlangung der deutschen Einheit die Entwicklung des Verwal-
tungsrechts in der SBZ und der DDR nachzeichnen. Als Arbeit im Bereich 
der Zeitgeschichte des Rechts sollen Rechtsentstehung, Rechtsvermittlung 
und Rechtsdurchsetzung im Kontext der jeweiligen politischen und gesell-
schaftlichen Lage erforscht werden. I Die Arbeit soll untersuchen, welche 
Bedeutung dem Individualrechtsschutz im Verwaltungsrechtssystem in un-
terschiedlichen Entstehungsphasen zugebilligt wurde und welche - juristi-
schen und historisch-politischen - Faktoren seine Entwicklung jeweils för-
derten oder hemmten. 

Die Betrachtung der Entwicklung des Verwaltungsrechts in der DDR geht 
von den ideologischen und rechtspolitischen Prämissen der Rechtsordnung 
des SED-Staats aus und soll deren Besonderheiten berücksichtigen und her-
vorheben. Von grundlegender Bedeutung ist in diesem Zusammenhang, daß 
die politische Führung der DDR den für das Verwaltungsrecht des liberalen 
Rechtsstaat elementaren Grundsatz der Gewalteneinheit als Instrument zur 
Verschleierung des jeweiligen Klassen- und Ausbeutungscharakters des 
Rechts im kapitalistischen Staat ablehnte und statt dessen die Sicherung der 
Rechte der Werktätigen durch "materielle Garantien", d.h. durch die politi-
sche, ökonomische und ideologische Gestaltung der sozialistischen Wirk-
lichkeit, anstrebte. Die ideologische Rechtfertigung hierfür barg das marxi-
stisch-leninistische Dogma der Interessenidentität und Interessenharmonie. 
Dieser Grundsatz besagte, daß in der sozialistischen Gesellschaft individu-
elle und gesellschaftliche Interessen grundsätzlich gleichgerichtet seien und 
Konflikte nur dann auftreten könnten, wenn das Individuum aufgrund man-
gelnder sittlicher Reife noch nicht in der Lage ist, seine "wohlverstande-
nen" (mit den gesamtgesellschaftlichen Erfordernissen identischen) Interes-
sen zu artikulieren und wahrzunehmen. Nach der Theorie wären Konflikte 
dieser Art folglich nicht im Rahmen eines kontradiktorischen Verfahrens, 
sondern durch Erziehung und moralischen Zwang zu lösen. 

Ein kompletter Verzicht auf jegliches Instrumentarium zur Gewährlei-
stung von Verwaltungsrechtsschutz hätte indes weder dem Rechtsbewußt-
sein der DDR-Bürger ausreichend Rechnung getragen noch die aus anderen 

I Vgl. Michael Stolleis, Rechtszeitgeschichte - Ein neues Fach?, S. 12. 
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20 Einleitung 

(z. B. volkswirtschaftlichen) Gründen gebotene Kontrolle der objektiven 
Rechtmäßigkeit des Verwaltungshandelns hinlänglich gewährleistet. Die 
Staats- und Parteiführung mußte also funktionale Äquivalente zur traditio-
nellen Verwaltungsgerichtsbarkeit zur Verfügung stellen. Um veränderten 
gesellschaftlichen Grundlagen und Zielsetzungen gerecht zu werden, wurde 
das Instrumentarium zur Ausfüllung des "Rechtsschutzvakuums" in den un-
terschiedlichen Entwicklungsphasen der DDR jeweils unterschiedlich ausge-
staltet und variiert. So läßt sich eine Zirkelbewegung beschreiben, welche 
in der SBZ mit dem durchaus ernsthaften und engagierten Bestreben bür-
gerlich-liberaler Rechtspolitiker zur Wiederanknüpfung an das verwaltungs-
gerichtliche System der Vorkriegszeit ihren Anfang nahm. Diese Entwick-
lung wird im ersten Teil dieser Arbeit dargestellt und in den historisch-
politischen Kontext eingeordnet. Trotz des verhältnismäßig kurzen Be-
stehenszeitraums der SBZ verdient die Rechtsentwicklung in dieser Phase 
deswegen besondere Aufmerksamkeit, da sich in dieser Zeit aus der Ab-
grenzung zu bürgerlich-restaurativen Tendenzen erstmals ein originär kom-
munistischer Standpunkt in der Frage des subjektiv-öffentlichen Rechts-
schutzes herausbildete, der für die weitere Entwicklung bestimmend werden 
sollte. Im Sinne der Formulierung von Joachim Rückert, Gegenstand der 
Rechtszeitgeschichte seien "die geronnenen Werte", also "die zu Recht, Ge-
setz, Dogmatik oder Rechtskritik gewordenen Werte im Zeitraum der neue-
sten Rechtsgeschichte,,2, soll in diesem Teil ein besonderer Schwerpunkt 
auf der Herausbildung der sozialistischen Justizkonzeption auf der Grund-
lage der marxistisch-leninistischen Ideologie liegen. 

Nachdem die Bemühungen um eine Anknüpfung an die deutsche Rechts-
tradition mit der Zementierung der Zweistaatlichkeit 1949 scheinbar end-
gültig vereitelt wurden, sah sich die Staats- und Parteiführung zu Beginn 
der fünfziger Jahre vor die Aufgabe gestellt, neue, der sozialistischen Ord-
nung entsprechende Instrumente der Verwaltungskontrolle zu etablieren. 
Neben der aus der Sowjetunion übernommenen "Gesetzlichkeitsaufsicht" 
durch die Staatsanwaltschaft wurde nunmehr das Eingabenrecht mehr und 
mehr zu einem universellen, die Rechtskultur der DDR im Bereich der öf-
fentlichen Verwaltung prägenden Rechtsschutzinstrument ausgestaltet. 

Die Entwicklung des Eingabenrechts soll zunächst anhand seiner mehr-
fach geänderten gesetzlichen Grundlagen untersucht werden. Unter Berück-
sichtigung von Rechtstraditionen, deren Entstehung dem Betrachtungszeit-
raum vorgelagert sind (z.B. dem Petitionsrecht) sollen die jeweiligen Ein-
gabengesetze3 in ihrem jeweiligen verfassungsmäßigen Kontext dargestellt 
werden. Ziel der Etablierung des Eingabenrechts war es, die überlieferte 

2 Joachim Rückert, Juristische Zeitgeschichte, in: Stolleis, Juristische Zeitge-
schichte - Ein neues Fach?, S. 25. 
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Frontstellung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, die eine "Waffen-
gleichheit" zwischen Bürger und Staat zu schaffen bestrebt ist, aufzulösen. 
Bereits die Beschwerdeordnung von 1953 stellte Vorschläge und Beschwer-
den, also konsultative und kontradiktorische Elemente gleichberechtigt (d. h. 
auch: ohne eine Differenzierung im Verfahren) nebeneinander. Immer wie-
der unternahm die Führung von Staat und Partei jedoch unterschiedlich am-
bitionierte Anläufe, dem Bürger subjektive Rechte auch gegen den Staat 
zuzubilligen und den Individualrechtsschutz durch Elemente externen 
Rechtsschutzes zu stärken. Erste Ansätze hierzu finden sich in internen Stu-
dien der Staatsführung in den fünfziger Jahren. Erstmals realisiert wurden 
derartige Pläne mit den Beschwerdeausschüssen bei den örtlichen Volksver-
tretungen, welche aufgrund des Eingabenerlasses von 1969 eingeführt wur-
den. Seit Beginn der achtziger Jahre wurde dann offen die Rückkehr zur 
Verwaltungsgerichtsbarkeit diskutiert, welche dann kurz vor dem Nieder-
gang des SED-Regimes mit dem "Gesetz über die Zuständigkeit und das 
Verfahren der Gerichte zur Nachprüfung von Verwaltungsentscheidungen 
vom 14.12.1988" (GNV) ihren Abschluß fand. Unter Zugrundelegung der 
für die DDR verbindlichen marxistisch-leninistischen Theorie ist diese Art 
der Rechtsentwicklung insofern erstaunlich, als der Historische Materialis-
mus eine "gesetzmäßige Gesellschaftsentwicklung" beschreibt, an dessen 
Ende der Staat "absterben" und die antagonismenfreie kommunistische Zu-
kunftsgesellschaft entstehen sollte.4 Für den Bereich des Verwaltungsrechts 
ließe sich somit der Theorie nach annehmen, daß kontradiktorische Ele-
mente im Bereich des Verwaltungsrecht (also Verwaltungsrechtsschutzin-
strumente wie die verwaltungsgerichtliche Klage, das förmliche Rechtsmit-
tel, die Beschwerde) zunehmend an Bedeutung verloren hätten und durch 
konsultative Elemente (vor allem die Eingabe in den Formen des Vor-
schlags, der Anregung, der Selbstverpflichtung) verdrängt worden wären. 
Wie bereits angedeutet, nahm die Verwaltungsrechtsentwicklung jedoch die 
entgegengesetzte Richtung. Dies läßt darauf schließen, daß sich die von der 
Staats- und Parteiführung vorgegebene verwaltungsrechtliche Konzeption 
unter Zugrundelegung ihrer eigenen Kriterien zumindest zeitweise als 
dysfunktional erwies und dies im Einzelfall den Interpretationsrahmen der 
marxistisch-leninistischen Lehrsätze beeinflußte. Ein Grund für die man-
gelnde Funktionsgerechtigkeit könnte darin gelegen haben, daß sich das ge-
sellschaftliche Bewußtsein der Bürger nicht in dem von der Parteiführung 
vorausgesetzten Sinne veränderte. Dies soll anhand der internen Eingaben-

3 Zu nennen sind die Vorschlags- und Beschwerdeordnung von 1953, die Einga-
benerlasse des Staatsrats von 1961 und 1969 sowie das Eingabengesetz von 1975. 

4 Erk Volkmar Heyen, Vorn Zugang zur Verwaltungsrechtsgeschichte der DDR 
(1989), in Ulrich Mohnhaupt (Hrsg.): Rechtsgeschichte in den beiden deutschen 
Staaten (1988-1990) - Beispiele, Parallelen, Positionen (1991) S. 536 (540). 


